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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Erste Resultate aus den Untersuchungen des Nationalen Forschungsprogramms (NFP)
21 über die kulturelle Vielfalt und nationale Identität zeigten, dass eine nationale
Identität immer weniger von der Vorstellung des Sonderfalls leben kann, sondern mehr
auf Sachrealitäten beruht, für die der Staat eine wichtige Organisationsgrösse geblieben
ist. Ausserdem kann sich, gemäss dem Selbstverständnis des NFP 21 und dessen Leiter
Prof. Kreis, die nationale Identität der Schweiz praktisch nur in der kulturellen Vielfalt
verkörpern. In komplexen Gesellschaften wie der Schweiz von heute existiert kulturelle
Identität laut mehrerer Teilstudien nicht als Einheit mit Ausschliesslichkeitscharakter.
Indem das Individuum mehreren identitätsvermittelnden Gruppen angehört, entsteht
eine Verkettung von verschiedenen partiellen Identitäten, wodurch die kulturelle
Vielfalt in das Individuum hineinverlagert wird. Ein weiterer Bericht hielt aber auch die
Verständigungsprobleme zwischen den verschiedenen Sprachregionen fest. Eine
Untersuchung zu eidgenössischen Festen kam zum Schluss, dass diese heute, in der
pluri-kulturellen, keinem einheitlichen Wertesystem verpflichteten Nation, ihre
gesellschaftlich integrierende Funktion verloren hätten. Der Projektbericht der
Politikwissenschafter hielt fest, dass die institutionelle politische Beteiligung dazu
tendiert, von der jeweiligen Situation, der Art der Themen, der persönlichen
Betroffenheit und des Stils der öffentlichen Auseinandersetzung abhängig zu werden;
nur rund dreissig Prozent der Stimmbürgerschaft können als konstante Urnengänger
bezeichnet werden, fünfzig Prozent hingegen als unregelmässige oder gelegentliche
Urnengänger und zwanzig Prozent als prinzipielle Abstinenten. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Vertrauen der Bevölkerung in die Problemlösungsfähigkeit des Staates ist laut einer
im Juli und August durchgeführten UNIVOX-Befragung zum Teil stark zurückgegangen.
Der Umweltschutz stand nach Ansicht der Befragten zwar weiterhin an der Spitze der
ungelösten Probleme, aber die Ausländer- und Asylpolitik, die Sozialpolitik sowie
politisch-institutionelle Anliegen haben stark aufgeholt. Der Anteil derjenigen, welche
in den einzelnen Politikbereichen ohne Einschränkung in die Problemlösungsfähigkeit
des Staates vertrauten, ging im Vergleich zum Vorjahr um etwa 20 Prozentpunkte
zurück. Immerhin rund drei Fünftel der Bevölkerung glaubte in den erwähnten
Problembereichen "unbedingt" und "eher" an die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates (1990: 80% bis 96%). Der Anteil der Befragten, welcher generell zufrieden
war mit der Art, wie die Schweiz regiert wird, sank gegenüber dem Vorjahr von 54% auf
42%; derjenige der Unzufriedenen stieg von 16% auf 24%. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Für den Politologen Leonhard Neidhart muss der Reformprozess der schweizerischen
Institutionen in Richtung einer Vereinfachung unserer innenpolitischen Prozesse
weisen. Gemäss seiner These hat das schweizerische Staatsgebilde aus Gründen seiner
Kleinheit, gepaart mit einer grossen Heterogenität und den daraus entstehenden
Konfliktpotentialen, das Konkordanzsystem sowie föderalistische und
direktdemokratische Instrumente entwikkelt, um die Konflikte möglichst in Grenzen zu
halten. Konfliktvermeidung oder -verringerung kann daher seiner Meinung nach im
schweizerischen Kontext nicht über ein verstärkt parlamentarisches Modell, das seiner
Natur gemäss eher konfliktträchtig ist, funktionieren, sondern sollte im bestehenden
System mit einfacheren Prozeduren und erhöhter Flexibilität gesucht werden. Die
Bewältigung einer grösseren Menge an Konfliktstoff sollte also seiner Meinung nach
nicht mit einer zeitraubenden Änderung aller grundlegenden politischen Institutionen
gekoppelt werden, sondern im Rahmen der Handlungsspielräume von Regierung und
Parlament im Sinne einer Optimierung des Verhältnisses von Tradition und Innovation
gesucht werden. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.07.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Wie die Ergebnisse der 1992er Umfrage im Rahmen der UNIVOX-Untersuchung zur
politischen Kultur in der direkten Demokratie zeigten, verstärkte sich der Trend des
Misstrauens der Bevölkerung gegenüber der Politik; 52% der Befragten unterstützten
die Aussage "Leute wie ich haben keinen Einfluss darauf, was die Regierung tut", was
eine Zunahme von 9 Prozentpunkten im Vergleich zu 1989 darstellte. Über die Hälfte
der Befragten glaubte im weiteren, dass sich die gewählten Politikerinnen und Politiker
wenig um das Volk kümmern und den Kontakt mit ihm vollständig verloren haben. Nicht
ganz die Hälfte der Befragten (46%) zeigten sich zufrieden mit der Art, wie die Schweiz
regiert wird (1990: 54%; 1991: 42%), ein Drittel war unentschieden und ein Fünftel
äusserte sich unzufrieden. Als wichtigste Probleme der Gegenwart wurde mit 21% die
Arbeitslosigkeit und die Ausländerfrage genannt; gleichzeitig haben zu diesen beiden
Themen immerhin 63% resp. 61% Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit des
Bundesrates. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gemäss der Vox-Analyse ergaben sich bei den sozio-demographischen Merkmalen nur
relativ geringe Unterschiede in der Zustimmung. Paradoxerweise stimmten die Wähler
und Wählerinnen aus dem linken Spektrum der von den SD lancierten Initiative viel
stärker zu, als jene aus dem rechten Teil, was wiederum auf die unterschiedliche
Bedeutung der Initiative zurückzuführen war. Den einen ging es vor allem um einen
zusätzlichen bezahlten arbeitsfreien Tag, den anderen um den Bundesfeiertag. Der
positive Ausgang der Volksabstimmung konnte demzufolge kaum als Sieg der
Rechtsparteien interpretiert werden. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am 10. Dezember stellte die Kommission Bergier ihren Bericht über die schweizerische
Flüchtlingspolitik im Zweiten Weltkrieg vor. Die Studie konnte zu diesem bereits gut
erforschten Thema eigentlich nur im Bereich der finanziellen Aspekte der
Flüchtlingspolitik grundlegend neue Erkenntnisse gewinnen. Die aus früheren
Forschungen bekannten negativen Aspekte der damaligen schweizerischen Politik
(Abweisung insbesondere von jüdischen Flüchtlingen), aber auch deren positive Seiten
(Aufnahme von mehr als Hunderttausend Flüchtlingen, darunter mehr als 20 000
Juden) fanden ihre Bestätigung. Dabei wurden auch die früher ermittelten Zahlen über
abgewiesene Flüchtlingen nicht nach oben korrigiert. Der Bericht wurde in den Medien
breit dargestellt, führte aber nicht zu heftigen Auseinandersetzungen. Kritisiert wurde
daran höchstens die leserunfreundliche Darstellung als Sammelwerk von
Einzelbeiträgen und der fehlende Bezug zur damaligen internationalen Lage und zur
Flüchtlingspolitik anderer Staaten. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.12.1999
HANS HIRTER

Für einigen Wirbel sorgte eine von der Universität Zürich und dem
Wissenschaftszentrum Berlin herausgegebene Studie, welche die Qualität von 30
etablierten Demokratien zwischen 1995 und 2005 bestimmt. Die Schweiz schneidet in
dieser Studie lediglich mittelmässig ab und entpuppt sich nicht als Musterdemokratie.
Zurückzuführen sei dies auf die schwache und insbesondere sehr ungleiche
Partizipation, die schwache Gewaltenkontrolle und die intransparenten Politikprozesse
(fehlende Transparenz bei Parteienfinanzierung). Die Reaktionen auf die Studie waren
sehr unterschiedlich. Sie reichten von Empörung bis zu Scham ob des vorgehaltenen
Spiegels und gipfelten gar in einer Interpellation. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.01.2011
MARC BÜHLMANN

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2015
MARC BÜHLMANN
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könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 8

Im Rahmen des alljährlich durch das gfs.bern erhobenen und von der Credit Suisse
finanzierten Sorgenbarometers werden auch Fragen zu Identität, Nationalstolz und der
Einschätzung von Stärken und Schwächen der Schweiz gestellt. 
Bei der Frage nach dem Gefühl der geographischen Zugehörigkeit, bei der den
Befragten eine Liste mit sechs Einheiten vorgelegt wird, schwingen die Schweiz (26%
erste Nennung), der Wohnkanton (24%) und die Sprachregion (24%) oben auf. Mit der
Wohngemeinde (19%), Europa (4%) oder der Welt (3%) fühlen sich weniger der rund
1000 Befragten verbunden. Interessant ist hier der über die Jahre recht starke
Rückgang der Verbundenheit mit der Gemeinde, der etwa 2007 noch bei 40% lag. 
Rund ein Drittel der Befragten nannten den Begriff "Neutralität" bei der Frage, wofür
die Schweiz für sie persönlich stehe (2014: 20%). "Sicherheit und Frieden" (19%; 2014:
18%), "Landschaft" (13%; 2014: 14%) sowie "Banken (12%; 2014: 5%) werden ebenfalls
häufig mit der Schweiz assoziiert. Die Verfasser der Studie führen den hohen und stark
angewachsenen Anteil des Begriffs der Neutralität mit der breiten Diskussion um den
Jahrestag der Schlacht bei Marignano zurück. Die Neutralität wurde denn auch von 48%
der Befragten als Stärke der Schweiz hervorgehoben. 2014 hatte dieser Anteil noch 33%
betragen und "Neutralität" war damals noch hinter "Bildung" (2015: 32%; 2014: 38%)
und "Mitspracherecht" (2015: 27%, 2014: 35%) erst an dritter Stelle als Stärke der
Schweiz genannt worden.
Ein Viertel der Befragten ist allerdings der Meinung, dass das Ansehen der Schweiz im
Ausland eher (23%) oder gar sehr schlecht (2%) sei. Dieser Anteil hat sich im Vergleich
zu 2014 verdoppelt. 
Auch 2015 war der Anteil der Befragten, die sehr stolz (39%) oder eher stolz (55%) sind
auf die Schweiz, sehr hoch und hat gegenüber 2014 (90%) noch einmal zugenommen.
Die Studie zeigte zudem, dass sich die Schere zwischen französischer und deutscher
Schweiz hinsichtlich Nationalstolz geschlossen hat. Waren noch 2004 lediglich 51% der
französischsprachigen Schweizerinnen und Schweizer sehr oder eher stolz auf die
Schweiz – im Vergleich zu damals 81% der deutschsprachigen Befragten – lagen die
Anteile in beiden Sprachregionen 2015 bei 94%. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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L'historien Thomas Buomberger revient dans son nouveau livre "Die Schweiz im Kalten
Krieg 1945–1990" sur la question de l'identité Suisse pendant la guerre froide. Celle-ci
se serait construite autour de l'opposition face au communisme, avec l'exemple bien
célèbre de l'affaire des fiches qui vit des milliers de suisses se faire surveiller par les
autorités, car on considérait que leur sympathie pour les mouvements de gauche
pouvait être un danger pour la nation. Un autre exemple de l'anti-communisme régnant
durant cette période historique est l'élan de solidarité que la société eu envers les
hongrois réprimés par les autorités soviétiques en 1956; une solidarité en partie due
aux velléités d'une majorité de la population à l'encontre de l'URSS. 
Thomas Buomberger postule que l'identité suisse s'est façonnée à cette époque dans
une perspective de surcompensation – teintée de mauvaise conscience – face à
l'inaction du pays lors de la deuxième guerre mondiale. La Guerre froide fut ainsi
encore plus froide en Suisse que dans bien d'autres pays, pour reprendre les mots de
l'historien. Il parle d'une "défense nationale spirituelle" qui aurait débuté juste avant la
deuxième guerre mondiale et qui aurait été l'idéologie la plus influente pour le pays
durant le 20ème siècle. Celle-ci amènera les autorités – par peur de cette guerre
"imaginaire", selon les termes de l'historien, que fut la Guerre froide – à se lancer dans
la construction d'un nombre incalculable de bunkers, amenant à la situation incongrue
d'avoir assez de place pour abriter 115% de la population nationale, ce qui n'a pas
d'équivalent dans le monde. La Suisse fut certainement le seul pays n'ayant pas fixé sa
politique lors de la Guerre froide sur une lutte contre une potentielle guerre nucléaire,
mais plutôt sur les conséquences d'une attaque nucléaire et comment y survivre. 
La Suisse aurait donc, toujours selon Thomas Buomberger, adopté une attitude "du
porc-épique", privilégiant cette posture extrêmement défensive face à la menace
communiste, au détriment peut être du développement d'une conception positive de
la vie et de la culture au sein du pays. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.04.2017
KAREL ZIEHLI

Im Sommer 2017 sorgte die Doktorarbeit von Ruth Fivaz-Silbermann, in der Zweifel an
den offiziellen Zahlen des Bergier-Berichts zu den Direktabweisungen jüdischer
Flüchtlinge an der Schweizer Grenze während des Zweiten Weltkriegs geäussert
wurden, für Aufregung. Die Historikerin ging in ihrer Arbeit von weit weniger
abgewiesenen Flüchtlingen aus als die Bergier-Kommission in ihrem Bericht 2001. Rund
4'000 jüdischen Flüchtlingen sei die Einreise an der Schweizer Grenze verweigert
worden, so das Resultat der Doktorarbeit; die Bergier-Kommission war in ihrem Bericht
von ungefähr 24'500 ausgegangen. Es war die rechtskonservative Weltwoche, die das
Thema als Erste aufgriff und ihren Artikel mit «Die meisten durften rein» betitelte.
«Glaubhaft» habe Fivaz-Silbermann nachgewiesen, dass die Zahlen des Bergier-
Berichts «weit übertrieben» seien. Mit dieser Einschätzung war die Weltwoche jedoch
alleine. Gerade in der Wissenschaft stiessen Fivaz-Silbermanns Forschungsergebnisse
auf starken Gegenwind. Diverse Historikerinnen und Historiker warfen ihr vor, in ihrer
Methodik eine unzulässige Hochrechnung vorgenommen zu haben. Zwar wurde
allgemein anerkannt, dass sie ihre Erhebungen zu verweigerten Einreisen an der Grenze
zu Frankreich sehr sauber aufbereitet habe und diese den wissenschaftlichen
Anforderungen standhalten würden; für die Untersuchungen zur deutschen und
italienischen Grenze sei dies aber nicht der Fall gewesen. Laut Fivaz-Silbermann seien
etwa an der Nordgrenze lediglich drei Prozent aller Flüchtlinge, die an der Schweizer
Grenze um Einreise gebeten hatten, angekommen. Diese Schätzung begründete die
Historikerin damit, dass die Flüchtlingszahlen an der nördlichen und südlichen Grenze
nicht dokumentiert worden seien. In der Folge rechnete sie hoch, dass demnach auch
nur drei Prozent der Abweisungen an der Nordgrenze erfolgt seien – was ungefähr 100
Personen entsprochen hätte. Die NZZ widerlegte die Behauptung, dass Abweisungen an
der Nordgrenze überhaupt nicht dokumentiert worden seien und legte ihrerseits
Resultate von drei Studien über die damaligen Grenzregime in den Kantonen Basel-
Stadt, Schaffhausen, St. Gallen und Graubünden vor. Mit den Ergebnissen dieser
Studien würde sich bereits eine Zahl von 4'000 abgewiesenen Flüchtlingen ergeben. 
Historiker Sacha Zala, Direktor der Forschungsstelle Diplomatische Dokumente der
Schweiz (Dodis) und Autor des Kapitels über die zwei Weltkriege in der 2014
erschienenen «Geschichte der Schweiz», sagte gegenüber der Berner Zeitung, dass das
Flüchtlingsthema im Zweiten Weltkrieg unter Fachhistorikern nicht mehr umstritten sei.
Es bestehe ein Grundkonsens, dass sich die Zahl abgewiesener Flüchtlinge nie genau
rekonstruieren lasse. In der öffentlichen Wahrnehmung würde das Thema aber
weiterhin Emotionen wecken. Bei aller öffentlichen Aufregung wollte Zala einen
zentralen Punkt ins Gedächtnis rufen: Der Bundesrat habe im Zweiten Weltkrieg die
Religion nicht als Aufnahmegrund akzeptiert; habe Juden demnach also nicht als
Flüchtlinge anerkannt. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2017
SAMUEL BERNET
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Ende Mai 2018 veröffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz –
Sechs Skizzen der Zukunft». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsführern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfähig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre später,
dreht sich alles um das Verhältnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mögliche
Zukunftsszenarien der Schweiz für das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfänglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grünenfelder, gegenüber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstösse zu geben und allfällige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen für die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Märkte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rückzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und würde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kündigung der Bilateralen Verträge mit der EU, bedeuten und wäre charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide geprägt von
Autonomie und offenen Märkten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Märkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien würde die Schweiz die Bilateralen Verträge mit der EU kündigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthält zudem einen obligatorischen Bürgerinnen- und
Bürgerdienst, der auch für Ausländer gelten würde. Im dritten Quadranten des
Koordinatenkreuzes – charakterisiert durch Integration und offene Märkte – gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfähige Partnerschaft» einerseits und die
«Europäische Normalität» andererseits. Während die tragfähige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Verträge mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die europäische Normalität einen vollumfänglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Übernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzügen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Übernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenständigen Währungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem geprägt von
einem stärker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Säulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitägigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fühlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich für die Schweiz im Jahr
2030 wünschen würden und natürlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfähigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Präsident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Präsident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Präsidenten der Jungen Grünliberale und Luzian
Franzini, Präsident der Jungen Grüne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergänzen würde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt à la Skandinavien vorstellen könnte. Für den Präsidenten der Jungfreisinnigen,
Andri Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario – allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Verträge mit der EU
dürften nicht gekündigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Präsidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rückzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil für die Präsidentin der
Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert
werden». 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.05.2018
SAMUEL BERNET

01.01.89 - 01.01.19 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Staatsjubiläen

Eine wissenschaftliche Arbeit über Nationalismus im Rahmen der
Bundesfeierlichkeiten zeigte auf, wie schwierig die Zielsetzungen der Bundesfeiern
bei der 700-Jahr-Feier mit jenen der Vorbereitungen zur EWR-Abstimmung in
Einklang zu bringen waren. Patriotismus, Nationalismus und Sonderfalldenken konnten
gemäss dieser Studie im Rahmen der Feierlichkeiten eine Eigendynamik entwickeln, die
durch die vorwiegend auf rationaler Ebene geführte Argumentation der EWR-
Befürworter nicht mehr gebremst werden konnte. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.07.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Image der Schweiz im Ausland

Dans une étude faite par l'Université de Saint-Gall sur la qualité des produits selon leur
provenance, le "Made in Germany" dérobe la première place au "Made in
Switzerland". Malgré tout, la différence n'est pas significative: sur la base d'un
questionnaire rempli par quelques 8000 personnes de quinze pays différents, les
produits allemands sont crédités d'un 8/10 tandis que les produits suisses obtiennent
un 7.9/10. L'étude montre, par ailleurs, que les consommateurs sont généralement
prêts à payer sensiblement plus pour des produits suisses.
On apprend également que la Suisse conserve, à l'étranger, son image de pays idyllique,
où la nature a une place prépondérante, la qualité de vie est haute et où la population
est considérée comme fiable. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.07.2016
KAREL ZIEHLI

Une étude réalisée par "US News and World Report" et l'Université de Pennsylvanie
considère la Suisse comme le meilleur pays du monde. Les chercheurs se sont
intéressés à la perception que les gens ont de 80 pays. Ils ont modelé leur classement
en prenant également des données réelles en compte, en plus de l'avis des quelques
21'000 sondés provenant du monde entier à qui l'on a demandé de noter 65 aspects. La
Suisse obtient notamment plusieurs fois la note maximale de 10, en ce qui concerne la
sécurité, la stabilité politique ainsi qu'économique. Malgré tout, la Confédération n'est
ni reconnue à l'internationale pour sa gastronomie (2,1 sur 10), ni pour être un pays où
l'on s'amuse, obtenant un petit 3,1 sur 10, deux domaines où des pays comme l'Italie ou
l'Espagne nous surclassent. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.03.2017
KAREL ZIEHLI

Im Durchschnitt besass die erwachsene Bevölkerung in der Schweiz im Jahr 2018 je ein
Vermögen von USD 530'000 und führte damit wie bereits in den vergangenen Jahren
die Rangliste des im Herbst 2018 von der Credit Suisse veröffentlichten Global Wealth
Report an. Die Schweiz war somit erneut das Land mit der vermögensreichsten
Bevölkerung. Im Vergleich zum Vorjahr habe das Vermögen der Schweizerinnen und
Schweizer zwar um insgesamt USD 21'000 abgenommen. Dies, so fasste die NZZ im
Oktober die Ergebnisse des Berichts zusammen, sei aber darauf zurückzuführen, dass
die Ergebnisse in US-Dollar aufgeführt worden seien und sich der Schweizer Franken im
Vergleich zum Dollar etwas abgeschwächt habe. Hätte man die Ergebnisse der Studie in
Schweizer Franken präsentiert, so hätte das Vermögen eigentlich sogar leicht
zugenommen. Weltweit sei ausserdem die Anzahl der Dollar-Millionäre, also die Anzahl
jener Menschen, welche über ein Vermögen von mehr als einer Million US-Dollar
verfügen, auf 42.2 Mio. angestiegen, wobei im Untersuchungsjahr 725'000 davon in der
Schweiz lebten.
Wie die NZZ zudem aufführte, sei, wenn man die weltweite Vermögensverteilung
betrachte, der Unterschied zwischen arm und reich eklatant. Das reichste Prozent der
erwachsenen Weltbevölkerung (42 Mio.) besitze demnach 44.8 Prozent der
Vermögenswerte, während die ärmsten 3.2 Mrd. der erwachsenen Weltbevölkerung (64
Prozent) lediglich über 1.9 Prozent verfügten. Die gute Nachricht sei unterdessen, dass
weltweit die Frauen an Vermögen zugelegt hätten: Die Studie der Credit Suisse hatte
ergeben, dass sich mittlerweile 40 Prozent der weltweiten Vermögen auf Frauen
verteilten. Die NZZ wies hier darauf hin, dass bei dem Ergebnis der Credit Suisse
beispielsweise auch Immobilienbesitz dazugerechnet worden sei, weshalb der Wert
höher ausfalle als in anderen Vermögensstudien. Festhalten lasse sich aber, dass
Frauen insgesamt auf einem aufsteigenden Ast seien, was unter anderem darauf
zurückzuführen sei, dass in vielen Ländern der Zugang zu Bildungseinrichtungen
verbessert worden sei und Frauen nach einer Schwangerschaft tendenziell schneller ins
Arbeitsleben zurückfinden würden. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.10.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Stimmung in der Bevölkerung

Im so genannten Brand Asset Valuator, einer Umfrage einer Kommunikationsagentur bei
1500 Konsumentinnen und Konsumenten zu deren Vorlieben zu über 1000 Marken,
zeigte sich eine deutliche Heimmarktorientierung. Die Befragten gaben an, Produkten
von inländischen Herstellern mehr zu vertrauen als im Ausland produzierten Waren.
Unter die fünf beliebtesten Marken schaffte es lediglich Google als nicht-
schweizerisches Produkt auf Platz drei, hinter Migros, Toblerone, aber vor Rega und
Rivella. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.05.2013
MARC BÜHLMANN

2016 hatte das BFS zum ersten Mal eine Erhebung zum Zusammenleben in der Schweiz
durchgeführt, womit auf Grundlage von 3'000 befragten Personen die Einstellung der
Bevölkerung in der Schweiz gegenüber einzelnen Bevölkerungsgruppen untersucht
worden war. Erste Resultate legte das BFS im Oktober 2017 vor. Die Schweiz sei vielfältig
und differenziert, eröffnete der Bericht: So beheimate sie 190 Nationalitäten und zehn
verschiedene Religionen. 36 Prozent der befragten Personen gaben an, sich durch die
Anwesenheit von als «anders» empfundenen Personen gestört zu fühlen; das
Anderssein bezog sich dabei auf die Nationalität, die Religion oder die Hautfarbe. Die
Erhebung ging des Weiteren spezifisch auf die Einstellung zu den drei
Bevölkerungsgruppen Musliminnen und Muslime, Jüdinnen und Juden und
dunkelhäutige Personen ein. Dabei zeigte sich, dass der grösste Unmut gegenüber den
Angehörigen der islamischen Religion besteht: 17 Prozent der Bevölkerung hielten
negative Aussagen zu Musliminnen und Muslimen für zutreffend, geringer fiel dieser
Prozentsatz für die jüdische (12%) und die dunkelhäutige Bevölkerung (4%) aus. Zudem
nahmen 66 Prozent der Befragten Rassismus als gesellschaftliches Problem wahr.
Allgemein zeige sich die Bevölkerung jedoch tolerant gegenüber Ausländerinnen und
Ausländern, schlussfolgerte das BFS. So waren 56 Prozent der Befragten der Meinung,
dass die Integration von Migrantinnen und Migranten in der Schweizer Gesellschaft gut
funktioniere. 64 Prozent der Befragten waren dagegen, Ausländerinnen und Ausländer
bei Arbeitsplatzknappheit wieder in ihre Heimat zurückzuschicken. 60 Prozent
begrüssten das Recht auf Familiennachzug, 56 Prozent befürworteten eine
automatische Einbürgerung der zweiten Generation und 68 Prozent verneinten die
Aussage, dass Ausländerinnen und Ausländer die Ursache für eine allfällige Zunahme
der Arbeitslosigkeit seien. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.10.2017
SAMUEL BERNET
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